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1!nfragebeantwortung 

Eine von den Abgeordneten Dr. G red 1 e r und Genossen am 

23.Mai 1957 eingebrachte Anfrage, betreffend den Stand der Verhandlungen 

über die österreichischen Überlandgrundstücke an der tschechoslowakischen 

Grenze, hat Bundesminister für die Auswärtigen Angelegenheiten Dipl.-Ing. 

Dr. F i g 1 wie folgt beantwortet: 

"Berei ts- anlässlich der ersten Tagung der österreichisch­

tschechoslowakischen Vermögensverhandlungen im April v.J. hat die österrei­

chische Del egati on darauf aufmerksam gemacht, dass seit der Neuregelung der 

österreichisch-tsohechoslowakischen Grenze nach dem ersten Weltkrieg eine 

grössere Anz ahl österreichischer landwirtschaftlicher Grundstücke im Rahmen 

einheitlicher Landwirtschaftsbetriebe auf tschechoslow~kischem Staatsgebiet 

li ege n. Bis zum Ende des zweiten Weltkrieges hat diese Tatsache infolge ent­

sprechender Ve r einbarungen mit den zuständigen tschechoslowakischen Behörden 

kei ne Auswi r kunge n a,uf die Weiterführung dieser landwirtschaftlichen Betriebe 

gehabt . Durch die verschiedenen Absperrmassnahmen nach dem zweiten Weltkrieg 

wurde jedoch eine Bewirtschaf tung dieser Grundstücke unmöglich gemacht und 

die Gre nzlandbauer n erlitte n dadurch eine bedeute nde wirtschaftliche Schädigung. 

Di e ös t erreichische Del egation mü~e daher auf einer Regelung bestehen, die 

den wi rtschaftli chen Gegebe nheiten des Doppel besi -tzes Rechnung trägt und 

die Gr enzlandbauern in die Lage versetzt, ihre auf tschechoslowak ischem 

St aatsgebie t gelegene n Grundstücke so wie bis 1945 bewirtschaften zu könne n. 

Ber eits vor Beginn der Verhandlungen hat die österreichische Dele­

gatio n im Einvernehmen mit dem Bundesministerium für Land- und Forstwirtschaft 

e ine ziffe rnmässige Erfassung der in Frage kommenden Grundstücke angeregt, die 

in nä chst er Zeit abgeschlossen werden soll, und dabei auch fe s t ges t ellt s dass 

der österrei chische Doppelbesitz ungefähr 10 mal so gross wie der gegenständ­

l iche tschechoslowakische Doppelbesitz ist. 
Da daher ein Aust ausch der Grundstücke nicht möglich erscheint, hat 

die österreichische Delegation im Rahmen der Verhandlungen wie derholt eine 
Naturalrücks t ellung der Doppelbesi tzgrundstücke gefordert, was jedoch bisher 
wege n der strikte n Weigerung der tschechoslowakischen Verhandlungspartner, 
auf di e ses Thema einzugehe n, nicht erreicht werden konnte. Die t~ob."~Ob&lowakische 
Delegat ion gp.b zu verstehen, dass für die österreichischen Doppelbesi tzgrunc1-
stücke in gleicher Weise wi e für die meist e n übrigen österreichischen Vermögens­
wert e ledi glich ei ne Geldentschädigung bezahlt werden Würde . Österreichischer­
s eits wurde diese r Standpunkt jedoch nicht akzeptiert, und die österreichische 
Delegation wi rd auch weiterhin bemüht sein, das Zustandekommen einer Natural­
r est i tution durchzus etzen. 11 
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